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Liebe Leserinnen und Leser, 

wir haben Frankreich nach den furchtbaren Ter-

roranschlägen in Paris nicht nur unser Mitgefühl, 

sondern auch unsere Solidarität versichert. Die-

ses Versprechen werden wir halten. Denn Eu-

ropa muss zusammenstehen, wenn es darauf an-

kommt. Ohne die enge Partnerschaft von Frank-

reich und Deutschland, ist ein geeintes Europa 

nicht möglich. Wir Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten werden alles dafür tun, damit 

Europa nicht auseinanderbricht und stehen eng 

an der Seite unserer französischen Freunde! 

Kampf gegen Terror: Militärische Mittel in Ge-

samtstrategie einbetten 

Nach der Bitte des französischen Präsidenten um 

militärischen Beistand auf Grundlage des EU-

Vertrages, hat die Bundesregierung das Angebot 

unterbreitet, die internationale Koalition gegen 

den IS-Terror mit einem Beitrag im Bereich Auf-

klärung und Logistik zu verstärken. 

 

Die SPD-Bundestagfraktion unterstützt dieses 

Angebot. Wir treffen diese schwierige Entschei-

dung mit der Einsicht: Terrorismus lässt sich 

nicht allein mit militärischen Mitteln besiegen. 

Aber um die Ausbreitung des IS und seines Ter-

rors zu stoppen, sind derzeit alle Instrumente 

staatlichen Handelns notwendig. 

Für uns steht fest: Der Einsatz von militärischen 

Mitteln muss sich einbetten in eine sinnvolle Ge-

samtstrategie gegen den IS. Der in Wien begon-

nene Prozess für eine politische Lösung des sy-

rischen Bürgerkriegs hat weiter oberste Priorität. 

Auch sind alle Maßnahmen zu ergreifen, damit 

der IS wirtschaftlich isoliert wird und seine Fi-

nanzquellen versiegen. Darüber hinaus müssen 

wir einen angemessenen Beitrag leisten, um die 

humanitäre Lage in der von Bürgerkrieg und IS-

Terror betroffenen Region zu verbessern. 

Das Mandat erfolgt auf solider rechtlicher und 

völkerrechtlicher Grundlage. Nach Art. 51 der 

Charta der Vereinten Nationen besitzt Frank-

reich das Recht zur kollektiven Selbstverteidi-

gung, und das deutsche Grundgesetz erlaubt in 

Art. 24 Abs. 2 den Einsatz von deutschen Streit-

kräften im Rahmen und nach den Regeln eines 

Systems kollektiver Sicherheit.  
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Der VN-Sicherheitsrat hat darüber hinaus in sei-

ner Resolution 2249 (2015) klargestellt: Der IS 

ist eine Bedrohung für Frieden und Sicherheit 

weltweit und die Staatengemeinschaft ist aufge-

rufen, den IS in seinen Aktivitäten und Territo-

rien zurückzudrängen. Unser militärischer Bei-

stand für Frankreich folgt damit einer klaren 

Aufforderung des Sicherheitsrats der Vereinten 

Nationen. 

 

Klima-Gipfel in Paris: Ambitioniertes Abkom-

men notwendig 

Schon heute ist der Klimawandel für viele Men-

schen eine existenzielle Bedrohung. Extreme 

Wetterlagen verschärfen die Konkurrenz einer 

wachsenden Weltbevölkerung um knappe Res-

sourcen und verstärken weltweit Fluchtbewe-

gungen. Die Zeit drängt, aber noch kann die 

Weltgemeinschaft handeln, bevor die Dynamik 

des Klimawandels droht, unbeherrschbar zu 

werden. Dafür muss jedes Land seinen Beitrag 

leisten, auch die großen Schwellenländer China 

und Brasilien. In einem gemeinsamen Antrag 

mit der Union haben wir unsere klare Erwar-

tungshaltung für das Ergebnis des Gipfels in Pa-

ris zum Ausdruck gebracht: Das neue Abkom-

men soll ein rechtlich verbindliches Regelwerk 

sein, das für alle Staaten gilt. Bestandteil des Ab-

kommens muss auch eine Kontrolle der Umset-

zung auf der Basis von Berichterstattungen und 

Überprüfungen sein. 

Tatsache ist: Um eine Erderwärmung von mehr 

als zwei Grad zu verhindern, ist eine entschlos-

sene Klimapolitik unabdingbar. Deshalb wird 

Deutschland auch weiterhin eine Vorreiterrolle 

beim Klimaschutz einnehmen. Mit der nun er-

zielten Einigung auf ein Energiepaket, sorgen 

wir für mehr Ordnung bei der Energiewende in 

Deutschland und senden zudem das Signal: Wir 

meinen es ernst mit unserem ambitionierten na-

tionalen Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 

2020 um mindestens 40 Prozent zu reduzieren. 
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Regierungserklärung BM Barbara Hendricks 

zur Klima-Konferenz 

20 Jahre nach Kyoto ist die Weltklimakonferenz 

in Paris die einmalige Chance für eine ganze Ge-

neration, den begonnenen Klimawandel mit ei-

nem neuen Abkommen wirksam zu begrenzen. 

Nach dem Scheitern von Kopenhagen 2009 

wurde vereinbart, dass die Vertragsstaaten dies-

mal ihre Nationalen Beiträge im Vorfeld melden 

sollen. Diese Vereinbarung hat sich als sehr er-

folgreich herausgestellt, denn inzwischen haben 

183 Staaten ihre Beiträge gemeldet. Darauf auf-

bauend gehen wir mit vier Leitlinien in die       

Pariser Verhandlungen: 

Erstens: Wir brauchen klare Regeln zur künfti-

gen Kontrolle der Nationalen Beiträge. 

Zweitens: Da die gemeldeten Beiträge noch 

nicht ausreichen, um das 2-Grad-Ziel zu errei-

chen, brauchen wir einen verbindlichen Modus, 

mit dem die Anstrengungen in den nächsten Jah-

ren gesteigert werden können. 

Drittens: Solidarität mit den Entwicklungslän-

dern.  

Bereits in Kopenhagen haben sich die Industrie-

länder verpflichtet, ab 2020 jedes Jahr 100 Mrd. 

USD an öffentlichen und privaten Investitionen 

für den Klimaschutz zu mobilisieren. Wir sind 

mit 62 Mrd. USD (Stand Ende 2014) auf einem 

guten Weg. 

Viertens: Die „grüne Null“, also ein globales 

Langfristziel, das der wirtschaftlichen Entwick-

lung von Staaten und ihren Volkswirtschaften, 

aber privaten Investitionen eine Richtung gibt. 

Die Zukunft gehört den Erneuerbaren Energien. 

 

Die Delegation aus Bundesregierung und Mit-

gliedern des Deutschen Bundestages wird alles 

tun, damit ein Abkommen verabschiedet wird, 

das die Chancen künftiger Generationen auf ein 

gutes Leben und ein friedliches Miteinander 

wahrt. 
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Öffentliches WLAN ausbauen 

Mit einer Änderung des Telemediengesetzes, die 

wir in dieser Woche in erster Lesung beraten, 

wollen wir die Voraussetzungen für eine stärkere 

Verbreitung von WLAN-Zugängen im öffentli-

chen Raum schaffen. Unser Ziel ist es, Rechtssi-

cherheit zu schaffen für alle, die in Hotels, Cafés, 

im Einzelhandel oder auch in öffentlichen Ge-

bäuden WLAN-Zugänge anbieten wollen. Wie 

wir die Voraussetzungen für die Freiheit von 

Schadensersatz- oder Unterlassungsansprüchen 

im Einzelnen ausgestalten, werden wir im parla-

mentarischen Verfahren noch genau prüfen. 

Dies gilt auch für das vorgesehene stärkere Vor-

gehen gegen illegale Plattformen. Uns ist wich-

tig, dass die Maßnahmen tauglich und für die 

Rechteinhaber vorteilhaft sind. 

 

Energieleitungsausbau beschleunigen 

Ein weiterer wesentlicher Baustein der Energie-

wende, den wir diese Woche abschließend bera-

ten, ist der Ausbau der Energienetze. Der ur-

sprünglich von der Bundesregierung hierzu vor-

gelegte Gesetzentwurf zur Änderung des Rechts 

des Energieleitungsbaus wurde im parlamentari-

schen Verfahren umfassend geändert, um die 

Beschlüsse des Energiegipfels vom 1. Juli umzu-

setzen. Dort wurde ein genereller Vorrang der 

Erdverkabelung bei Gleichstromleitungen be-

schlossen, auch um die Akzeptanz des Ausbaus 

der Übertragungsnetze und damit der Energie-

wende insgesamt sicherzustellen. Dieser Vor-

rang der Erdverkabelung wird bei Gleichstrom-

leitungen gesetzlich festgeschrieben, bei Wech-

selstromleitungen bleibt es bei den im Gesetz-

entwurf bereits vorgesehenen Pilotprojekten für 

eine Teilerdverkabelung – inklusive aller von 

den Bundesländern über den Bundesrat einge-

brachten Erdkabel-Pilotprojekten. 

 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) gezielt weiter 

ausbauen 

Der Energiewende und den deutschen Anstren-

gungen zum Klimaschutz wird ein wichtiger 

Baustein hinzugefügt: Wir beraten abschließend 

eine Neufassung des Gesetzes zur Förderung der 

Kraft-Wärme-Kopplung. 
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Mit dieser Technologie wird Wärme, die bei der 

Stromerzeugung als Nebenprodukt entsteht, für 

Heizzwecke genutzt (z.B. Fernwärme) bzw. 

Strom, der im Industriebereich als Nebenprodukt 

der Prozesswärme entsteht, genutzt und so der 

Nutzungsgrad der eingebrachten Rohstoffe er-

höht. Diese umweltfreundliche Technologie soll 

in Deutschland künftig einen höheren Beitrag 

zum Klimaschutz leisten. Dazu wird zunächst 

der Erhalt der bestehenden Anlagen durch eine 

Förderung gesichert, da vielen Anlagen auf-

grund des niedrigen Strompreises die Stilllegung 

droht. Den Zeitraum der Förderung haben wir 

gegenüber dem Regierungsentwurf um zwei 

Jahre auf 2022 verlängert. Damit sich auch ein 

Ausbau dieser Technologie wieder rechnet, wer-

den insbesondere neue Gas-KWK-Anlagen so-

wie der Umstieg von Kohle auf Gas-KWK bes-

ser gefördert. Um Fehlanreize zu vermeiden, 

wird KWK-Technologie dort, wo sie auch ohne 

Förderung wirtschaftlich wäre, nicht mehr unter-

stützt. Dies betrifft insbesondere selbst ver-

brauchten KWK-Strom aus größeren Anlagen. 

Wir wollen jedoch im Rahmen einer Evaluie-

rung 2017 prüfen, wie sich die Situation aller 

KWK-Anlagen entwickelt. Darüber hinaus 

konnten wir im parlamentarischen Verfahren un-

sere Forderung durchsetzen, dass Mieterstrom 

weiterhin gefördert wird. 

KWK für NRW 

Bei den Verhandlungen am Montagabend haben 

SPD und Union eine Einigung zur Novelle des 

Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWK) er-

zielt. Die Bundestagsabgeordneten aus NRW ha-

ben die Verhandlungen von Anfang an konstruk-

tiv mitgestaltet. Der SPD ist ein guter und trag-

fähiger Kompromiss insgesamt und auch für 

NRW gelungen.  

 

Besonders hervorzuheben sind folgende Punkte:  

1. Das modifizierte Ziel – ein in Terrawattstunde 

(TWh) formuliertes Ziel gibt einen Ausbaupfad 

bis 2025 vor, der gleichermaßen ambitioniert 

und realisierbar ist. 

2. Die Perspektive für Steinkohle-Bestandsanla-

gen – eine verbindliche Evaluierung im Jahr 

2017 wird Aufschluss über die Wirtschaftlich-

keit der Anlagen geben und ggf. eine Bestands-

förderung per Verordnung ermöglichen. 
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3. Die Einbeziehung von Mieterstrom und Quar-

tierslösungen – das Gesetz sieht eine gezielte 

Förderung von KWK-Anlagen in der Woh-

nungswirtschaft und eine verlängerte Förder-

laufzeit für kleine Anlagen und Brennstoffzellen 

(<50 kW) vor. 

 

3. Dezember – „Internationalen Tag der Men-

schen mit Behinderungen“ 

In dieser Woche gab es den „Internationalen Tag 

der Menschen mit Behinderungen“, die Men-

schen mit und ohne Behinderungen treten welt-

weit für Gleichberechtigung und eine inklusive 

Gesellschaft ein. Durch zahlreiche behinderten-

politische Initiativen unterstützt die SPD-Bun-

destagsfraktion dieses Ziel. Das Bundesteilhabe-

gesetz ist dabei das umfangreichste behinderten-

politische Vorhaben. Im kommenden Jahr soll es 

verabschiedet werden und 2017 in Kraft treten. 

 

Verena Bentele (Bundesbehindertenbeauftragten der Bun-

desregierung)  

Viel zu häufig stoßen Menschen mit Behinde-

rungen im Bildungsbereich, beim Wohnen, auf 

dem Arbeitsmarkt und in ihrer Freizeit noch auf 

Barrieren. Oftmals werden sie so daran gehin-

dert, selbstbestimmt zu leben und überall mit da-

bei zu sein.  

Wir setzen uns mit aller Kraft dafür ein, die Le-

benssituation der rund zehn Millionen Menschen 

mit Behinderungen in Deutschland zu verbes-

sern. Dabei ist nicht nur eine umfassende Barri-

erefreiheit von Bedeutung. Für ein selbstbe-

stimmtes Leben sind vor allem Nachteilsausglei-

che und Assistenzleistungen zentral. Eines der 

wichtigsten behindertenpolitischen Vorhaben 

dieser Wahlperiode ist deshalb die Reform der 

Eingliederungshilfe. 

Mit dem Bundesteilhabegesetz wird die Einglie-

derungshilfe endlich aus dem ‚Fürsorgesystem‘ 

herausgeführt. Damit wollen wir spürbare Ver-

besserungen bei der Einkommens- und Vermö-

gensprüfung umsetzen. Denn eine Behinderung 

darf keine Armutsfalle sein, weder für Menschen 

mit Behinderungen noch für ihre Familien. Men-

schen mit Assistenzbedarf müssen mehr als nur 

2.600 Euro ansparen dürfen. Zur Bedarfsermitt-

lung wird es zukünftig bundeseinheitliche Ver-

fahren geben. Darüber hinaus werden die Perso-

nenzentrierung und das Wunsch- und Wahlrecht 
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von Menschen mit Behinderungen gestärkt und 

ein trägerunabhängiges Beratungsangebot ge-

schaffen. 

Das Bundesteilhabegesetz soll Menschen mit 

Behinderungen außerdem mehr Chancen auf 

dem ersten Arbeitsmarkt eröffnen. Mit der flä-

chendeckenden Einführung des Budgets für Ar-

beit werden wir den Übergang zwischen Werk-

stätten für behinderte Menschen und dem ersten 

Arbeitsmarkt flexibler gestalten. 

 

 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und Ihren 

Familien einen frohen und besinnlichen 2. Ad-

vent. 

 

Ihr 
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